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Deutliche Botschaft: Bei der nächtlichen Blockade-Aktion der Bauern im Bremerhavener Hafen Anfang Februar wurde unmissverständlich gefor-
dert, dass die Ampel „weg muss“. Foto: Hartmann

Seite an Seite mit Scharfmachern?
„Gemeinsam Stark Bremerhaven“ mischt bei den Bauernprotesten mit

VON INGA HANSEN

Kreis Cuxhaven. Sie veranstal-
ten Mahnwachen, blockieren
Autobahnauffahrten und den
Hafen, kippen Mist vor das
Druckzentrum der Nordsee-
zeitung: Die Bauern in der Re-
gion sind seit Wochen auf den
Barrikaden. An ihrer Seite so
mancher Sympathisant, der im
Visier des Verfassungsschut-
zes steht.
Das Video auf dem Social-Media-
Kanal Telegram ist unmissver-
ständlich. „Die Lokalpresse ver-
breitet Desinformationen“, man
müsse ihr einen „Denkzettel ver-
passen“. Dann werden „mutige
Menschen“ dazu aufgefordert,
zumDruckzentrum zumarschie-
ren. „Denn es gibt kein Recht auf
Meinungsunterdrückung“, heißt
es.

Etwa 50 Demonstranten sind
diesem Aufruf gefolgt. Sie haben
die Auslieferung der Zeitung für
Stunden blockiert, einen Haufen
Mist vors Druckzentrum ge-
kippt, ein Gesprächmit dem Ver-
leger gefordert. Alles, weil den
Protestlern die Berichterstat-
tung nicht passte. Es war nicht
das erste Mal, dass bei den
Bauernprotesten etwas aus dem
Ruder lief. Anfang Februar gab
es eine nächtliche Blockade des
Hafens, bei der Treckerfahrer
versuchten, Polizeiabsperrun-
gen zu durchbrechen. Ein paar
Tage zuvor brannten entlang der
Autobahn Strohballen und Auto-
reifen, dort ermittelt der Staats-
schutz.

Vom Verfassungsschutz als
extremistisch eingestuft
Das Telegram-Video hat Thor-
ben Knauer gedreht, Aktivist der
Gruppe „Gemeinsam Stark Bre-
merhaven“. Sie ist aus den Coro-
na-Protesten heraus entstanden
und hat die „Montagsspaziergän-
ge“ in der Seestadt veranstaltet.
Der Verfassungsschutz stuft die
Gruppe als extremistisch ein.
„Gemeinsam Stark Bremerha-
ven“ sei die einzige Gruppe, der
es nach dem Wegfall der Coro-
na-Beschränkungen gelungen
sei, stabile Strukturen aufzu-
bauen, heißt es dazu in dem Be-
richt.

Auf den Telegram-Kanälen
der Gruppe werden laut Verfas-
sungsschutz Beiträge geteilt, die
den Staat, seine
Repräsentanten
und deren demo-
kratisch legiti-
mierte Entschei-
dungen systema-
tisch verunglimpf-
ten. Dahinter
steckten Ver-
schwörungsmy-
then.Wieder, dass
eine Elite „und de-
ren Handlanger in
den Parlamenten“
mit perfiden Stra-
tegien die Unterjochung des Vol-
kes betreibe. Die Regierenden
würden als Protagonisten eines
geheimen Weltkriegs darge-
stellt, die von namenlosen „Auf-
traggebern“ – einer Umschrei-
bung für den antisemitischen
Verschwörungsmythos einer ge-
heimen (jüdischen) Weltregie-
rung – gesteuert würden. Die
Kriegs-Metapher diene als Argu-
ment, um Gewalt als Mittel des
Widerstands zu propagieren, so
der Verfassungsschutz.

Dass diese Gruppe bei den
Bauernprotesten mitmischt,

wurde am Tag nach der Blocka-
de des Druckzentrums offenkun-
dig. Dort lief zum Gespräch der

Blockierer mit
der Chefredak-
tion neben
Bauern auch Ro-
bert Brönhorst
auf, einer der
Protagonisten
von „Gemein-
sam Stark Bre-
merhaven“. An
seiner Seite der
Unternehmer
Maximilian Cur-
ti, laut Face-
book-Profil ein

gebürtiger Österreicher und Mit-
glied der rechtspopulistischen
FPÖ, der auf Facebook das Ban-
ner „Deutschlands größte Schan-
de – Scholz und seineBande“ prä-
sentiert.

Beide standen auch auf der
zweitägigen Mahnwache der
Bauern in Wanna auf der Büh-
ne. Ken Mauchert, Initiator des
Camps, reagiert ausweichend.
Von dem Video habe er erst bei
dem Zeitungs-Gespräch erfah-
ren, sagt er. „Jeder hat eine zwei-
te Chance verdient“, begründet
er die Teilnahme von Brönhorst

und seinen Mitstreitern an der
Mahnwache. Man habe aber
klargemacht, „dass wir sie von
unseren Veranstaltungen aus-
schließen, wenn sie sich weiter
demokratiefeindlich äußerten“,
so Mauchert.

Kein Verständnis für
solche „Koalitionen“
In den Interessenverbänden der
Landwirte gibt es kein Verständ-
nis für solche „Koalitionen“.
Landvolk-Chef Jan Heusmann
sieht mit Sorge, dass „immer
mehrTrittbrettfahrermit füruns
nicht einschätzbaren Motivatio-
nen“ die Proteste infiltrierten
und zum Teil auch übernäh-
men. „Das sind Ecken, in denen
wir uns nicht wiederfinden dür-
fen.“ Horst Meyer, der Sprecher
der Bauernbewegung „Land
schafft Verbindung“ (LsV) sieht
das ähnlich: „Personen, die Posi-
tionen wie in diesem Telegram-
Video vertreten, werden auf LsV-
Veranstaltungen keine Rolle
spielen.“

WhatsApp-Gruppen ersetzen
die Bauernverbände
Die Proteste der vergangenen
Wochen zeigen aber, wie zer-
splittert die Bauernschaft ist –
und dass sie ihre Verbände nicht
mehr braucht, um laut zu sein.
Weder der LsV und schon gar
nicht das Landvolk sind bei den
Protesten federführend. Die
meisten Aktionen in der Region
werden dezentral organisiert,
von Bauern wie Mauchert, die
sich in WhatsApp-Gruppen zu-
sammengefunden haben.

Trotzdem hat die große Mehr-
zahl der Landwirte nichtsmit Ex-
tremisten am Hut. Das bestäti-
genauchExpertenwie JannaLui-
se Pieper, Agrarsoziologin an der
Uni Göttingen. Man dürfe nicht
den Fehler begehen, die ganze
Bewegung als demokratiefeind-
lich einzustufen, stellte Pieper im
NDR klar.

Es gebe aber Rechte und Ver-
schwörungsideologen, die die
Proteste zu kapern versuchten.
Da liege es an jedem Einzelnen,
sich nach rechts abzugrenzen.
Das findet Heino Klintworth,
Vorsitzender des Landvolks Ha-
deln, auch. „Wennman auf einer
Demo demokratiefeindliche
Sprüche hört, dann geht man.
Das ist doch klar.“

„Wenn man auf einer
Demo

demokratiefeindliche
Sprüche hört, dann
geht man. Das ist doch

klar.“

Heino Klintworth, Vorsitzender des
Landvolks Hadeln

Er war bei mindestens zwei Aktionen der Bauernproteste beteiligt: Ro-
bert Brönhorst von der Gruppe „Gemeinsam Stark Bremerhaven“, die
vom Verfassungsschutz als extremistisch eingestuft wird. Foto: Masorat
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Umgang mit den Grundrechten
in den Parteien reflektieren
Zu den gegenwärtigen Protes-
ten gegen Ausländerfeindlich-
keit erhielten wir eine Zuschrift
des Arbeitskreises Asyl Cuxha-
ven.

Erleichtert stellen wir fest,
dass die Zivilgesellschaft auch in
Cuxhaven lebt und gegen die Plä-
ne von hochrangigen AfD-Politi-
ker, Neonazis und finanzstarken
Unternehmern zur Vertreibung
vonMillionen vonMenschen auf
die Straße geht.

Der Protest wird von der Poli-
tik aufgegriffen. Es hat fast den
Anschein, als könnten wir uns
bei der Verteidigung von Frei-
heits- und Menschenrechten auf
die demokratischen Parteien im
Bundestag verlassen – hättenwir
nicht in den vergangenen Wo-
chen und Monaten eine politi-
sche Debatte um geflüchtete
Menschen erleben müssen, in
der immermehr Vertreter demo-
kratischer Parteien sich in ihrer
Diktion auf die AfD zu bewegten
und deren Inhalte übernahmen.

„Irreguläre Migration
über das Mittelmeer“
Schon 2017 schrieb die AfD in
ihremPapier zur Flüchtlingspoli-
tik davon, „irreguläre Migration
über das Mittelmeer“ stoppen zu
wollen. Seither hat der Begriff
seinen Weg in die vermeintliche
Mitte der Bundespolitik gefun-
den. Jens Spahn und Friedrich
Merz verwenden ihn zum Bei-
spiel nur allzu gern, schließlich
fand er sogar seine Aufnahme in
den Koalitionsvertrag der Am-
pel-Parteien. Und spätestens seit
die Debatte rund um Flucht und
Migration Mitte 2023 Fahrt auf-
genommen hat, dient er längst
nicht nur FDP, sondern auch SPD
und Grünen als Anker, um im-
mer neue Verschärfungen des
AsylrechtsundAufrüstungender
Grenzen zu rechtfertigen.

Denn „irregulär“ oder gar „il-
legal“ – das klingt natürlich ge-
fährlich. Viel angsteinflößender
als „Flucht“. Jemand, der schon
„illegal“ kommt – sowollen es die
Politiker suggerieren – der hat
doch sowieso Dreck am Stecken,
und solche Leute kann ja wirk-
lichkeinanständigerBürgerwol-
len.UnddasKalkül gehtauf:Mitt-
lerweile bekommt auch noch der
absurdesteundmenschenrechts-
widrigste Vorschlag Applaus,
wenn er sich nur gegen „illegale
Migranten“ richtet.

Bundeskanzler Olaf Scholz
heizte das rassistische Klima in
Deutschland selbst ordentlich an
mit seinem populistischen Vor-
stoß via Spiegel „Wir müssen
endlich in großem Stil abschie-
ben“ und trug so aktiv zu einer
Diskursverschiebung nach
rechts bei.

Oder Friedrich Merz: „Auch
die Bevölkerung, die werden
dochwahnsinnig die Leutewenn
die sehen, dass 300.000 Asylbe-
werber abgelehnt sind, nicht aus-
reisen und die volle Leistungen
bekommen. Die sitzen beim Arzt
und lassen sich die Zähne neu
machen und die Deutschen krie-
gen keine Termine.“

Eine ganze Reihe der disku-
tierten und teilweise schon be-
schlossenen Maßnahmen und
Gesetzesänderungen schränkt
die Grund- und Menschenrechte
massiv und in verfassungsrecht-
lich unzulässiger Weise ein: z. B.
das „Rückführungsverbesse-
rungsgesetz“, enthält eine Reihe
von aus menschenrechtlicher
Sicht inakzeptablen Zumutun-

gen: So wird die Verlängerung
des sogenannten „Ausreisege-
wahrsams“ von zehn auf 28 Ta-
ge von Fachleuten für verfas-
sungswidrig gehalten. Hierbei
geht es um nichts weniger als
einen dramatischen Grund-
rechtseingriff – den Freiheitsent-
zug fürMenschen, die nichts ver-
brochen haben. Selbst Bundes-
justizminister Buschmann hat
„verfassungsrechtliche Beden-
ken“ erhoben. Gleichwohl hält
die Bundesregierung an ihrem
Vorhaben fest.

Auch beim alle Jahre wieder
populistisch ausgeschlachteten
Thema Sozialleistungen ist die
Bundesregierung imBegriff, Ver-
fassungsrecht bewusst zu miss-
achten: Laut vorliegendem Ge-
setzesentwurf will sie den Zeit-
raum von Leistungskürzungen
für Asylsuchende und Geduldete
von 18 auf 36 Monate verlän-
gern. Auch das eindeutige Gut-
achten des Gesetzes- und Bera-
tungsdienstes des Bundestags,
das die Verfassungswidrigkeit
dieses Vorhabens benennt und
detailliert begründet, führte bis-
her nicht zu einer Änderung des
vorliegenden Gesetzesentwurfs.

Mit der Zustimmung zur Re-
form des Gemeinsamen Europäi-
schenAsylsystems (GEAS) hat die
Bundesregierung 2023 erstmals
in der Geschichte der Bundesre-
publik den Tabubruch began-
gen, eine Abschiebung von Men-
schen, die in Europa Schutz su-
chen, auch dann für zulässig zu
erklären, wenn der als „sicher“
definierte Drittstaat weder die
Genfer Flüchtlingskonvention
noch die EuropäischeMenschen-
rechtskonvention unterzeichnet
hat.

Damit wird die jetzt schon zu
beklagende Praxis von massen-
haften Pushbacks durch viele
europäische Staaten gedeckt und
ermöglicht.

Die CDU fordert nichts weni-
ger als die komplette Abschaf-
fung des Asylrechts in Deutsch-
land. Im Entwurf für das neue
Grundsatzprogramm heißt es:
„Wir wollen das Konzept der si-
cheren Drittstaaten realisieren.
Jeder, der in Europa Asyl bean-
tragt, soll in einen sicheren Dritt-
staat überführt werden und dort
ein Verfahren durchlaufen. Im
Falle eines positiven Ausgangs
wird der sichere Drittstaat dem
Antragsteller vor Ort Schutz ge-
währen. Dazu wird mit dem si-
cheren Drittstaat eine umfassen-
de vertragliche Vereinbarung ge-
troffen.“

Der öffentliche Aufschrei ist
bislang ausgeblieben. Dabei ist
auch dieser Programmentwurf
ein offenkundiger Angriff auf ein
elementares Grund- und Men-
schenrecht.

Bei solchem Umgang mit der
deutschen Verfassung dürfte es
schwierig werden, die AfD ver-
bieten zu lassen. Verfassungs-
feinde finden sich offenkundig
nicht nur in der AfD. Selbstver-
ständlich ist es auch weiterhin
gutundwertvoll,wenndiedemo-
kratischen Parteien gemeinsam
zu einer klaren Grenzziehung
gegenüber den völkischen Ras-
sisten der AfD finden und Posi-
tion beziehen. Glaubwürdig ist
dieses Bekenntnis allerdings nur
dann, wenn der Umgang mit den
Grund- und Menschenrechten
auch in der eigenen Partei reflek-
tiert wird.

Karl-Heinz Zulkowski-Stüben,
Arbeitskreis Asyl Cuxhaven
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